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Antrag 

der Abgeordneten Uta Zapf, Gernot Erler, Volker Kröning, Robert Antretter, 

Dr. Eberhard Brecht, Dr. Marliese Dobberthien, Uwe Göllner, Dieter Heistermann, 
Gerd Höfer, Walter Kolbow, Robert Leidinger, Dr. Elke Leonhard, Markus Meckel, 
Volker Neumann (Bramsche), Gerhard Neumann (Gotha), Manfred Opel, Kurt Palis, 
Dieter Schloten, Brigitte Schulte (Hameln), Ilse Schumann, Dr. Peter Struck, 
Joachim Tappe, Margitta Terborg, Günter Verheugen, Karsten D. Voigt (Frankfurt), 
Gert Weisskirchen (Wiesloch), Verena Wohlleben, Dr. Christoph Zöpel, Peter 
Zumkley, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Schritte zur weiteren nuklearen Abrüstung und Rüstungskontrolle 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die indischen und pakistanischen Atomwaffentests haben vor Au- 
gen geführt, daß das System des Nichtverbreitungsvertrages (NPT) 
gefährdet ist. Trotz der unbefristeten Vertragsverlängerung des 
NPT im Jahre 1995 und trotz des Abschlusses des Atomteststopp- 
vertrages (CTBT) im Jahre 1996 hat das Risiko zugenommen, daß 
sich weitere atomare Schwellenländer die gleichen Rechte neh- 
men wie die fünf offiziellen Atomwaffenstaaten. Deswegen muß 
der Artikel VI NPT, der diese Staaten zu nuklearen Abrüstungs- 
verhandlungen verpflichtet, ernster genommen werden. Diese 
Verhandlungen müssen nicht nur bilateral von der Russischen Fö- 
deration und den USA, sondern gemeinsam mit Frankreich, Groß- 
britannien und China aufgenommen werden. 

Auch im Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofes zur 
Frage der Legalität des Einsatzes von Nuklearwaffen wurde ein- 
stimmig festgestellt, daß eine Verpflichtung der Kernwaffenstaa- 
ten zu nuklearer Abrüstung in allen Aspekten und unter strikter 
und effektiver internationaler Kontrolle besteht. 

Die öffentliche Anhörung des Auswärtigen Ausschusses „Per- 
spektiven nuklearer Abrüstung 1 ' hat deutlich gemacht, daß Per- 
spektiven für einen graduellen Prozeß der atomaren Abrüstung be- 
stehen und daß Fortschritte bei der nuklearen Rüstungskontrolle 
notwendig und möglich sind. 

I. Der Deutsche Bundestag fordert Indien und Pakistan auf, ihr 
verkündetes Testmoratorium einzuhalten, keine Atomwaffen 
zu stationieren und dem Atomteststoppabkommen sowie dem 
NPT beizutreten. 



Drucksache 13/11169 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, in 
diesem Sinne auf Indien und Pakistan einzuwirken. 

II. Der Deutsche Bundestag appelliert an die russische Duma, 
baldmöglichst den START II- Vertrag zu ratifizieren. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
unverzüglich auf höchster politischer Ebene für eine baldige 
Ratifizierung des START II- Vertrages einzusetzen. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
für Verhandlungen der Atomwaffenstaaten nach Artikel VI 
NPT zur allgemeinen atomaren Abrüstung einzusetzen. 

IV. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß weitere Schritte zur nu- 
klearen Abrüstung und Rüstungskontrolle notwendig und 
sinnvoll sind. Hierzu gehören u. a.: 


Maßnahmen zur nuklearen Risikoreduzierung und Vertrauens- 
bildung 

- Verzicht auf den Ersteinsatz von Atomwaffen bei allen Atom- 
waffenstaaten; 

- Reduzierung des Bereitschaftsgrades bei den strategischen 
Nuklearverbänden (de-alerting); 

- Vertrag über die Entfernung der Kernsprengköpfe von den Trä- 
gersystemen und ihre getrennte, sichere Lagerung; 


Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz 

- Abschluß der Vertragsverhandlungen über die Errichtung ei- 
nes internationalen Plutoniumregimes; 

- Einrichtung eines Kernwaffenregisters bei den VN; 

- Veröffentlichung der Verteidigungshaushalte insbesondere 
hinsichtlich der Ausgaben für Kernwaffen; 


Maßnahmen zur qualitativen nukleare Rüstungskontrolle 

- Implementierung des Atomteststoppvertrages; 

- Vertrag über ein Verbot zur Entwicklung und Produktion qua- 
litativ neuer Kernsprengköpfe; 

- Schließung aller Atomtestgelände nach dem Vorbild Frank- 
reichs und Vereinbarung eines entsprechenden Vertrages; 

- Vertrag über den Produktionsstopp von waffengrädigem Spalt- 
material (Cut-Off); 


Maßnahmen zur nuklearen Abrüstung 

- Abschluß des verabredeten START III- Vertrages zwischen den 
USA und Rußland; 
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- Vertrag über die verifizierte Demontage von Kernsprengköp- 
fen, die von bisherigen Abrüstungsverpflichtungen betroffen 
sind; 

- Vertrag über die Beseitigung von taktischen Nuklearwaffen 
und seegestützten nuklearen Cruise Missiles; 

- internationale und nationale Programme zur Absicherung und 
Unterstützung der nuklearen Abrüstungsverpflichtungen ins- 
besondere, um der Gefahr der Prohferation wirkungsvoll zu be- 
gegnen. 

Bonn, den 23. Juni 1998 
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